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D
er Großumbau bei der Deutschen 
Bank könnte weitere Veränderungen 
im Vorstand nach sich ziehen. Karl 
von Rohr wird nach Informationen 
des Handelsblatts seine Funktion als 

Arbeitsdirektor abgeben. Als Nachfolger dafür sei-
en Organisationschef Frank Kuhnke und der Neu-
Vorstand Stefan Simon im Gespräch, bestätigten 
mehrere Insider dem Handelsblatt. 

Die Überlegungen seien noch in einer frühen 
Phase, hieß es in Finanzkreisen. Letztlich sei aber 
nur offen, wann von Rohr die Aufgabe abgebe und 
wer sie für ihn übernehme. Auslöser für die Über-
legungen sind Insidern zufolge die zusätzlichen 
Aufgaben, die Karl von Rohr beim jüngsten Vor-
standsumbau erhalten hat: Er übernimmt nach 
dem Abgang von Frank Strauß das Privatkunden-
geschäft. Außerdem ist er nach dem Rücktritt von 
Investmentbankingchef Garth Ritchie nun der ein-
zige Vize von Vorstandschef Christian Sewing.

Die Bank wollte sich zu den Informationen nicht 
äußern. Ein Sprecher des Instituts betonte, Arbeits-
direktor sei der stellvertretende Vorstandsvorsit-
zende – also Karl von Rohr –, und an weiteren Spe-
kulationen wolle man sich nicht beteiligen.

Die Aufgabe des Arbeitsdirektors ist mit Blick auf 
den geplanten Umbau wichtig – und arbeitsinten-
siv: Der oberste Personalchef muss in den nächsten 
Jahren den Abbau von rund 18 000 Arbeitsplätzen 
in der Bank koordinieren. Das Finanzinstitut will 
nicht zuletzt durch Stellenstreichungen bis 2022 
die um Sondereffekte bereinigten Kosten um weite-
re sechs Milliarden Euro senken. Ein guter Draht zu 
den Gewerkschaften und Betriebsräten ist für die 
Verhandlungen wichtig. 

Der Rechtsanwalt Stefan Simon hätte fachlich 
das Zeug zum Arbeitsdirektor: Als Jurist gilt er zwar 
vor allem als Experte für gute Unternehmensfüh-
rung, Compliance und Unternehmensrecht, er hat 
aber auch schon Tarifverhandlungen und Schlich-
tungen geleitet. Mit dem Rechts-Ressort über-
nimmt er außerdem ohnehin einen Teil der bishe-
rigen Aufgaben von Rohrs. Sein Interesse auf die 
Position des Arbeitsdirektors gilt aber als begrenzt. 
„Stefan Simon strebt nicht nach diesem Posten“, 
sagte eine mit den Vorgängen vertraute Person 
dem Handelsblatt. Mit der Zuständigkeit für 
Rechts- und Regulierungsfragen sieht sich Simon 
offenbar als ausreichend ausgelastet.

Bleibt Organisationschef Frank Kuhnke, der im 
Rahmen des Vorstandsumbaus seine Zuständigkeit 
für IT-Fragen an den früheren SAP-Vorstand Bernd 
Leukert abgeben soll. Kuhnke soll die Prozesse der 
Bank verschlanken und die Kosten in den Infra-
strukturbereichen deutlich senken. Es liegt nahe, 
dass die Bank dort nennenswert Stellen abbauen 
wird. Als Arbeitsdirektor hätte Kuhnke einen grö-
ßeren Einfluss darauf, dass die nötigen Jobstrei-
chungen auch zügig umgesetzt werden.

Teure Einigung 

Aus Sicht von Gewerkschaften und Betriebsräten 
wäre ein neuer Arbeitsdirektor die zweite bedeut-
same Änderung im Vorstand innerhalb kurzer Zeit. 
Schon der Abgang von Privatkundenchef Strauß 
gilt als Einschnitt. Dem Manager, der die Bank En-
de Juli verlässt, wird insbesondere zur Dienstleis-
tungsgewerkschaft Verdi ein enger Draht nachge-
sagt. Zu eng, für den Geschmack seiner Kritiker. 
Als Beispiel gilt ihnen einer der beiden Abschlüsse 
zur Postbank-Integration, die Strauß noch wenige 
Tage vor seiner Demission erzielte.

Strauß hatte mit den Gewerkschaften den Abbau 
von 750 Stellen in der Zentrale der Privatkunden -
sparte bis Ende 2020 vereinbart sowie den Abbau 
von knapp 1 300 Stellen im Bereich Operations, al-
so für Abwicklungs- und Serviceaufgaben wie Kon-
toservice, Kreditabwicklung und ähnliche Verwal-
tungstätigkeiten. Organisiert werden soll der Abbau 
in Operations bis 2022 vor allem über das Auslau-
fen befristeter Verträge, die Beendigung von Zeitar-
beitsverträgen und natürliche Fluktuation.

Diese Einigung bei Operations stößt einigen in 

der Bank sauer auf. Sie kritisieren, Strauß habe den 
Gewerkschaften zu viele Zugeständnisse gemacht. 
Teil der Vereinbarung ist die Verschmelzung von 
drei großen Service-Töchtern von Deutscher Bank 
und Postbank: der BHW Kreditservice, der Post-
bank Service und der PCC Services. Die Vereinba-
rungen für diese Tochtergesellschaften sind für die 
Arbeitnehmer günstig – und für die Bank kostspie-
lig, wie ein Eckpunktepapier zeigt, das dem Han-
delsblatt vorliegt. 

Danach sollen die drei Gesellschaften bis Ende 
August auf die PCC Services der Deutschen Bank 
verschmolzen werden. Als Haustarifvertrag soll 
aber ab Januar 2024 einheitlich das Regelwerk der 
Postbank Service gelten. Das ist Finanzkreisen zu-
folge der kostspieligste der drei Haustarife. So sieht 
er etwa als einziges Regelwerk ein 13. Monatsgehalt 
vor. Berechnungen der Bank hätten ergeben, dass 
dies ab 2024 zu Mehrkosten von rund 18 Millionen 
Euro pro Jahr führen könnte, sagten mehrere In-

sider dem Handelsblatt. Außerdem verpflichtet 
sich die Bank, die Leiharbeit auf maximal 13 Pro-
zent der Arbeitskapazitäten zu begrenzen. Infrage 
kommen dabei nur Leiharbeitsfirmen, die einen 
Tarifvertrag mit einer Gewerkschaft des Deutschen 
Gewerkschaftsbunds abgeschlossen haben.

Aus Sicht der Dienstleistungsgewerkschaft Verdi 
ist die Einigung „ein fairer Kompromiss für beide 
Seiten“, wie Jan Duscheck, Fachgruppenleiter Ban-
ken bei Verdi, dem Handelsblatt sagt. „Die Bank 
bekommt die Geschwindigkeit, die sie für den Um-
bau jetzt benötigt. Auf der anderen Seite sind be-
triebsbedingte Kündigungen ausgeschlossen, und 
es werden auf lange Sicht gute Arbeitsbedingungen 
gesichert.“ 

Aus Sicht von Strauß’ Kritikern gehen die Zuge-
ständnisse zu weit – zumal die Bank im Gegenzug 
im Bereich Operations keine nennenswerten Ein-
schnitte in der Stammbelegschaft geplant hat, son-
dern vor allem befristete Verträge auslaufen lassen 

Neuverteilung 
der Macht
Die Deutsche Bank verändert die Aufgabenverteilung im 
Vorstand: Vize-Chef von Rohr soll den für den Stellenabbau 

wichtigen Posten des Personalvorstands abgeben. Zwei 
Vorstandskollegen sind für die Aufgabe im Gespräch.

Karl von Rohr:  
Ist seit dem  

Vorstandsumbau 
auch für das Privat-

kundengeschäft  
verantwortlich.
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Werner Steinmüller

„Wir wollen in Asien weiterwachsen“

S eit zwei Wochen hat Wer-
ner Steinmüller eine neue 
Aufgabe. Der Asienvor-

stand der Deutschen Bank muss 
10 000 Kilometer von Frankfurt 
entfernt erklären, dass die Ein-
sparungen bei seinem Konzern 
keinen Rückzug bedeuten sol-
len. Per Videokonferenz aus Sin-
gapur erklärt er seine Pläne.

Herr Steinmüller, die ersten 
Kündigungen gab es nach der 
Ankündigung der neuen Strate-
gie vor zwei Wochen in Asien. 
Welche Entscheidung fiel Ihnen 
besonders schwer?
Wenn man beschließt, sich neu 
auszurichten und ein Geschäfts-
feld zu schließen – wie jetzt in 
unserem Fall den Aktienhandel 
–, dann kann man nicht nur auf 
die Finanzdaten blicken. Wir 
wissen natürlich auch, was die 
Entscheidungen für die Men-
schen dahinter bedeuten, und 
das ist nicht immer einfach. Es 
war aber klar, dass wir uns auf 
die Bereiche fokussieren müs-
sen, in denen wir vorne mitspie-
len können. Deshalb stehe ich 
hinter der Entscheidung, die wir 
getroffen haben.

Wie vermeiden Sie den Ein-
druck, dass die Deutsche Bank 
an Relevanz verliert?
Ich reise sehr viel. Ich spreche 
mit Kunden, mit Aufsichtsbehör-
den und natürlich mit unseren 
Mitarbeitern. Diese Woche wer-
de ich von Hongkong aus ein 
Townhall-Meeting abhalten, um 
darüber zu informieren, was die 
Veränderungen speziell für un-
ser Geschäft in der Region 
Asien-Pazifik bedeuten. Es geht 
jetzt darum, mit den Menschen 
zu reden.

Und wie lautet Ihre Botschaft?
Das Asiengeschäft funktioniert, 
wir sind hier gut positioniert. 
Und was besonders wichtig ist: 
Wir bekommen jetzt neue Res-
sourcen, die wir in der Region 
einsetzen können. Asien ist eine 
unserer Wachstumsregionen.

Einigen Mitarbeitern scheint 
der Optimismus zu fehlen. Zu-
letzt war von einer ständig ge-
drückten Stimmung die Rede.
Ich habe meine Kolleginnen und 
Kollegen frühzeitig darauf vor-
bereitet, dass wir harte Ein-
schnitte erleben werden, wo wir 
uns aus dem Geschäft zurück-
ziehen. Klar ist, dass Einzelne 

enttäuscht sind, aber es gibt 
deutlich weniger Kritik als be-
fürchtet. Und wenn es welche 
gibt, kümmere ich mich persön-
lich um jeden, der sich meldet.

Wie viele Mitarbeiter müssen in 
Asien denn gehen?
Wir schlüsseln den Stellenabbau 
nicht nach Regionen auf. Aber 
wie bereits gesagt, Asien ist ein 
Wachstumsmarkt für uns. Wir 
haben in der Region rund 19 700 
Beschäftigte – knapp zwei Drittel 
im Backoffice und rund 7 000 
im direkten Kundengeschäft. 
Wir werden alle Standorte in 
Asien behalten. Wir sind in Ge-
sprächen mit BNP Paribas, die 
Mitarbeiter im Aktiengeschäft 
übernehmen will. Vergangene 
Woche hat ein neuer hochrangi-
ger Manager in einem unserer 
vier wichtigsten Märkte einen 
Vertrag bei uns unterschrieben. 
Das hätte er nicht gemacht, 
wenn er nicht an die Bank glau-
ben würde.

Wo sehen Sie die Chancen?
Es ist klar: Kosten kürzen reicht 
nicht aus. Wir wollen wachsen, 
und Asien ist dafür ideal. Wir 
haben hier im ersten Quartal 
sehr gut abgeschnitten, im zwei-
ten Quartal sind wir vor Restruk-
turierungskosten ähnlich zufrie-
den. Wir werden jetzt unsere In-
vestitionen in die IT-Systeme be-
schleunigen und im Bereich Cor-
porate Finance und im Zinsge-
schäft gezielt investieren. In 
Australien wollen wir ein Cash-
Management-System aufbauen. 
Auch in der Vermögensverwal-
tung werden wir weiter stark 
wachsen.

Mehr Wachstum mit weniger 
Personal?

Wir kürzen nicht nur Stellen, 
wir schaffen auch neue. In der 
Vermögensverwaltung stellen 
wir weltweit 300 Manager ein. 
Ein substanzieller Teil davon 
kommt nach Asien, weil wir in 
der Vermögensverwaltung am 
stärksten wachsen.

Insgesamt macht das Asienge-
schäft erst einen Bruchteil des 
Umsatzes der Deutschen Bank 
aus. 
Wir machen ungefähr 13 Pro-
zent unseres Umsatzes in Asien. 
Das ist nicht unwichtig, aber 
entscheidend ist die Profitabili-
tät, die wir in der Region haben. 
Da spielt Asien eine zentrale 
Rolle. Und Asien bleibt trotz ei-
ner konjunkturellen Abkühlung 
eine Wachstumsregion. 

Bisher war Hongkong das Zen-
trum Ihrer Asiengeschäfte. In 
der Stadt hatten Sie auch das 
Aktiengeschäft konzentriert, 
von dem Sie sich jetzt trennen. 
Bekommt jetzt Singapur mehr 
Bedeutung?
Die Balance zwischen Hongkong 
und Singapur wird künftig aus-
geglichener sein. Mein Vor-
standsbüro bleibt aber in Hong-
kong. Die Stadt bleibt für den 
Zugang zu Kapitalmärkten und 
zu China für uns extrem wichtig.

Ihr Vertrag als Vorstand läuft 
nur noch bis Juli 2020. Wie geht 
es danach weiter?
Es ist kein Geheimnis, dass ich 
dann 66 Jahre alt sein werde. 
Man wird sehen, wie es weiter-
geht. Mein Job ist es nicht, an 
meine eigene Zukunft zu den-
ken. Mir geht es darum, alles da-
für zu tun, dass sich die Bank in 
der neuen Struktur gut entwi-
ckeln kann.

Ihre Wahlheimat Hongkong er-
lebt derzeit schwere Unruhen. 
Ist der Finanzplatz in Gefahr?
Ich bin Gast in Hongkong und 
kommentiere nicht die Politik. 
Ich kann aber sagen: Hongkong 
hat mich immer positiv über-
rascht. Bei der Übergabe Hong-
kongs an China vor 22 Jahren ha-
ben viele die Stadt abgeschrie-
ben. Tatsächlich hat sie wahn-
sinnig viel erreicht. Das ist die 
Stärke von Hongkongs Bevölke-
rung, der es immer gelungen ist, 
ihren Weg zu finden. Ich glaube, 
das wird auch weiterhin so sein. 

Die Fragen stellte Mathias Peer.

Der Asienvorstand der Deutschen Bank verspricht neue Investitionen und will im 
Geschäft mit wohlhabenden Asiaten neue Stellen schaffen.

sowie die Zahl der Zeit- und Leiharbeiter reduzie-
ren will. Dass sich in der Privatkundensparte mehr 
tun muss, hatte Vorstandschef Sewing bereits auf 
der Hauptversammlung angedeutet. Er sagte über 
die Integration der Postbank in das Privatkunden-
geschäft der Deutschen Bank: „Hier müssen wir 
noch schneller werden.“

Ob es dazu die üppig besetzte Führungsriege des 
deutschen Privatkundengeschäfts braucht, steht 
auf einem anderen Blatt: Der Vorstand der DB Pri-
vat- und Firmenkundenbank besteht aus elf Mit-
gliedern. Allein zwei Vorstände – Susanne Klöß-
Braekler und Lars Stoy – kümmern sich um das Pri-
vatkundengeschäft der Postbank. 

Nicht jeder in der Bank teilt die Sicht der Kritiker 
an der Einigung. „Es kann mühsam sein, eine Ver-
einbarung zu verhandeln, aber wenn sie erst ein-
mal steht, dann funktioniert die Umsetzung ohne 
Lärm“, heißt es in Finanzkreisen. Die Einigung auf 
nur einen Haustarif sorge außerdem für weniger 
Komplexität. Beides dürfe man nicht unterschät-
zen. Die Mehrkosten von 18 Millionen Euro seien 
zudem nur ein kalkulatorischer Wert: „Das setzt 
voraus, dass die Belegschaftsstärke so bleibt, wie 
sie aktuell ist“, heißt es. Das legt nahe, dass die 
Bank den Stellenabbau in dem Bereich fortsetzen 
wird: Die „Laufzeit“ des geplanten Stellenabbaus 
endet 2022, zwei Jahre bevor der teurere Tarifver-
trag in Kraft tritt.

Einige Mitarbeiter fürchten, dass die Bank bishe-
rige Vereinbarungen noch einmal überprüfen wird. 
Signale dafür gibt es aber nicht, im Gegenteil. „Die 
vergangene Woche mit den Arbeitnehmervertre-
tern vereinbarte Reorganisation werden wir wie ge-
plant umsetzen“, schrieben Sewing und von Rohr 
an die Mitarbeiter.

So sieht es auch Verdi: „Es ist für alle klar: Die 
bisherigen Schutzregelungen für die Beschäftigten, 
die im Rahmen der Integration der Postbank in die 
Deutsche Bank vereinbart wurden, haben weiter 
Bestand“, sagt Verdi-Mann Duscheck, der im Auf-
sichtsrat der Bank sitzt. Betriebsbedingte Kündi-
gungen etwa seien bis Mitte 2021 ausgeschlossen.
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Deutschen Bank: 
Drastischer  

Personalabbau.
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